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Drucksache IV/ 3626 


Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Mühlengesetzes 

— Drucksache IV/3445 — 


A. Bericht des Abgeordneten Balkenhol 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
187. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 25. Mai 
1965 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten federführend sowie an den Wirtschafts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat das Änderungsgesetz in seiner Sitzung 
vom 15. Juni 1965 beraten und sich bezüglich der 
Nummern 1 bis 3 und der Artikel 2 bis 4 der in 
Drucksache IV/3445 aufgeführten Begründung ange- 
schlossen. 

Zu den Nummern 4 und 5 hielt der Bundesrat 
eine Vorschrift für notwendig, nach der die nach 
Landesrecht zuständige Behörde in Härtefällen Müh- 
len, die ihre Tagesleistung ohne Genehmigung er- 
weitert haben, verpflichten kann, anstelle der Still- 
legung oder Beseitigung der nicht genehmigten Vor- 
richtungen nicht mehr Brotgetreide zu verarbeiten 
als ihre früheren geringeren Tagesleistung ent- 
spricht. 


Bonn, den 


I Der Ausschuß brachte erneut zum Ausdruck, daß 
j das Mühlengesetz eine Verringerung der Mühlen- 
j kapazität erstrebt. Im Rahmen dieser Zielsetzung 
! kann die vom Bundesrat gewünschte Regelung nur 
j für Fälle vertreten werden, in denen die Tages- 
I leistung auf andere Weise als durch Einbau von 
^ Vorrichtungen (z. B. durch Änderung des Mühlen- 
diagramms zum Zwecke der Rationalisierung) er- 
weitert worden ist. Diese einschränkende Regelung 
ist in dem neuen Satz 4 des § 6 vorgesehen. 

Bei Abfassung dieses Berichts lag die Stellung- 
nahme des mitberatenden Wirtschaftsausschusses 
noch nicht vor. Sollte dieser eine abweichende An- 
sicht vertreten, wird der Berichterstatter diese im 
Plenum bekanntgeben. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, das 
Änderungsgesetz in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung anzunehmen. 


21. Juni 1965 


Balkenhol 

Berichterstatter 


Aus schiißan trag uinseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3445 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 18. Juni 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Balkenhol 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache lV/3626 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Mühlengesetzes 

— Drucksache lV/3445 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 


Entwurf 


Artikel 1 

4. § 6 erhält die folgenden Satze ;2 und 3: 

„Ordnet die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde die Beseitigung der nicht genehmigten 
Vorrichtungen an, so hat sie hierfür eine ange- 
messene Frist zu bestimmen und die Getreide- 
menge festzusetzen, die die Mühle bis zum Ab- 
lauf dieser Frist höchstens zu Erzeugnissen nach 
§ 2 Abs. 1 verarbeiten darf. Sie hat dabei die 
Tagesleistung der Mühle bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes und nach § 3 genehmigte Erweiterun- 
gen zugrunde zu legen." 


5. In § 12 Abs. 1 werden nach Nummer 1 die fol- 
genden Nummern 1 a und Ib eingefügt: 

„1 a. in den Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 5 mehr als 
zwei Tonnen Getreide in einem Kalender- 
vierteljahr zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet, 

1 b. in den Fällen des § 3 Abs. 2 a oder des § 6 
Satz 2 Getreide über die zulässige Menge 
hinaus zu den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen verarbeitet." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Artikel 1 

4. § 6 erhält die folgenden Sätze 2 bis 4: 

„Ordnet die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde die Beseitigung der nicht genehmigten 
Vorrichtungen an, so hat sie hierfür eine ange- 
messene Frist zu bestimmen und die Getreide- 
menge festzusetzen, die die Mühle bis zum Ab- 
lauf dieser Frist höchstens zu Erzeugnissen nach 
§ 2 Abs. 1 verarbeiten darf. Sie hat dabei die 
Tagesleistung der Mühle bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes und nach § 3 genehmigte Erweiterun- 
gen zugrunde zu legen. Ist die Tagesleistung auf 
andere Weise als durch den Einbau solcher Vor- 
richtungen erweitert worden, so hat die nach 
Landesrecht zuständige Behörde unbefristet die 
Getreidemenge nach Maßgabe von Satz 2 und 3 
festzusetzen; sie kann in diesem Falle von der 
Anwendung von Satz 1 absehen." 

5. In § 12 Abs. 1 werden nach Nummer 1 die fol- 
genden Nummern 1 a und 1 b eingefügt: 

„la. unverändert 


1 b. in den Fällen des § 3 Abs. 2 a oder des § 6 
Satz 2 oder 4 Getreide über die zulässige 
Menge hinaus zu den in § 2 Abs. 1 genann- 
ten Erzeugnissen verarbeitet." 
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